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Antrag 

der 

Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
ratcs das folgende Gesetz beschlossen: j 


Artikel 1 

Der Erste Abschnitt des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank- 
heitsfälle vom 26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 649) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschuß ist zu gewähren in Höhe des Un- | 
terschiedsbetrages zwischen dem Krankengeld j 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung oder | 
dem Rechnungsbetrag des Krankengeldes, der zu ; 
zahlen wäre, wenn keine Krankenhauspflege ge- , 
währt würde, oder den entsprechenden Leistun- | 
gen aus der gesetzlichen Unfallversicherung und ; 
dem Nettoarbeitsentgelt (§ 2)." 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

■ „§ 2 I 

Nettoarbeitsentgelt 

(1) Nettoarbeitsentgelt im Sinne des § 1 ist 
das um die gesetzlichen Lohnabzüge verminderte 
Arbeitsentgelt. Einmalige Zuwendungen bleiben ! 
außer Betracht. I 


(2) Bei Arbeitern, deren Arbeitsentgelt nicht 
nach Monaten bemessen ist, wird für die Berech- 
nung des Arbeitsentgelts das im letzten Lohnab- 
rechnungszeitraum vor Beginn der Arbeitsun- 
fähigkeit erzielte Arbeitsentgelt durch die Zahl 
der Stunden geteilt, für die es gezahlt wurde. 
Das Ergebnis ist mit der Zahl der auf den Werk- 
tag entfallenden Arbeitsstunden zu verviel- 
fachen. Hierbei ist für den Werktag ein Sechstel 
der sich aus dem Inhalt des Arbeitsverhältnisses 
ergebenden regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
stunden anzusetzen; das Ergebnis ist auf volle 
Zehntel aufzurunden. Ist nach der Satzung der 
Krankenkasse das Krankengeld für Arbeitstage 
zu zahlen, so ist für die Berechnung des Arbeits- 
entgelts ein Fünftel der sich aus dem Inhalt des 
Arbeitsverhältnisses ergebenden regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitsstunden anzusetzen. 

(3) Bei Arbeitern, deren Arbeitsentgelt nach 
Monaten bemessen ist, wird der Berechnung das 
Arbeitsentgelt des letzten Kalendermonats vor 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit zugrunde gelegt." 

3. In § 5 werden die Worte „eins vom Hundert" 
jeweils durch die Worte „eineinhalb vom Hun- 
dert" ersetzt. 

4. In § 7 wird das Wort „bleibt" durch die Worte 
„und § 4 der Richtlinien für die Erziehungsbei- 
hilfen und sonstigen Leistungen an Lehrlinge 
und Anlernlinge im öffentlichen Dienst vom 
9. Dezember 1943 (Reichsarbeitsblatt 1944 Teil IV 

S. 5) bleiben" ersetzt. 
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Artikel 2 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. In § 180 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kassen" die Worte ", mit Ausnahme des Kran- 
kengeldes," eingefügt. 


b) § 182 erhält folgende neue Absätze 3 bis 6: ; 

„(3) Krankengeld wird bei Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit im Sinne der gesetz- 
lichen Unfallversicherung von dem Tage an 
gewährt, an dem die Arbeitsunfähigkeit fest- 
gestellt wird, im übrigen von dem darauffol- 
genden Tage an. Das Krankengeld wird nach 
näherer Bestimmung der Absätze 5 und 6 
berechnet und gezahlt. 


Arbeitstag ist 30,80 Deutsche Mark. Das 
Krankengeld ist für Arbeitstage und be- 
zahlte Feiertage zu zahlen. 

(6) Bei den sonstigen Versicherten gilt als 
Regellohn der Gnindlohn (§ 180). Einmalige 
Zuwendungen bleiben außer Betracht. Das 
Krankengeld ist für Kalendertage zu zahlen." 

§ 183 erhält folgende Fassung: 

„§ 183 

(1) Die Krankenpflege wird ohne zeitliche Be- 
grenzung gewährt. Scheidet ein Mitglied wäh- 
rend des Bezuges von Krankenpflege aus der 
Versicherung aus, so endet die Krankenpflege 
spätestens sechsundzwanzig Wochen nach dem 
Ausscheiden. 

(2) Krankengeld wird ohne zeitliche Begren- 
zung gewährt, für den Fall der Arbeitsunfähig- 
keit wegen derselben Krankheit jedoch für höch- 
stens achtundsiebzig Wochen innerhalb von je 
drei Jahren, gerechnet vom Tage des Beginns 
der Arbeitsunfähigkeit an. Tritt während der 
Arbeitsunfähigkeit eine weitere Krankheit hin- 
zu, so wird die Leistungsdauer nicht verlängert. 


2. a) § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung! 

„2. Krankengeld, wenn die Krankheit den ^ 
Versicherten arbeitsunfähig macht. Die 
in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Versicherten haben, soweit sich aus § 183 ; 
nichts anderes ergibt, keinen Anspruch { 
auf Krankengeld." j 


(4) Das Krankengeld beträgt fünfundsech- 
zig vom Hundert des wegen der Arbeitsun- 
fähigkeit entgangenen regelmäßigen Arbeits- 
entgelts (Regellohn). Für einen Versicherten 
mit einem Angehörigen, den er bisher ganz 
oder überwiegend unterhalten hat und der 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt, er- 
höht es sich um vier vom Hundert und für 
jeden weiteren solchen Angehörigen um je 
weitere drei vom Hundert des Regellohns, 
Das Krankengeld darf fünfundsiebzig vom 
Hundert des Regellohns nicht übersteigen. 

(5) Bei Arbeitern, deren Entgelt nicht nach 
Monaten bemessen ist, wird für die Berech- 
nung des Regellohns das im letzten Lohn- 
abrechnungszeitraum vor Beginn der Arbeits- 
unfähigkeit erzielte Entgelt durch die Zahl 
der Stunden geteilt, für die es gezahlt wurde. 
Einmalige Zuwendungen bleiben außer Be- 
tracht. Das Ergebnis ist mit der Zahl der auf 
den Werktag entfallenden Arbeitsstunden zu 
vervielfachen. Hierbei ist für den Werktag 
ein Sechstel der sich aus dem Inhalt des 
Arbeitsverhältnisses ergebenden regelmäßi- 
gen wöchentlichen Arbeitsstunden anzuset- 
zen; das Ergebnis ist auf volle Zehntel aufzu- 
runden. Der Höchstbetrag des Regellohns für 
den Werktag ist 25,67 Deutsche Mark. Das 
Krankengeld ist für Werktage und bezahlte 
Feiertage zu zahlen. Die Satzung kann bestim- 
men, daß für Betriebe, in denen regelmäßig 
nur an fünf Tagen in der Woche gearbeitet 
wird, für die Berechnung des Regellohns ein 
Fünftel der sich aus dem Inhalt des Arbeits- 
verhältnisses ergebenden regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitsstunden anzusetzen ist. 
Der Höchstbetrag des Regellohns für den 


(3) Der Anspruch auf Krankengeld endet mit 
dem Tage, von dem an Rente wegen Erwerbs- 
unfähigkeit oder Altersruhegeld von einem Trä- 
ger der Rentenversicherung gewährt wird. Ist 
über diesen Zeitpunkt hinaus Krankengeld ge- 
zahlt worden, so geht der Anspruch auf Rente 
bis zur Höhe des gezahlten Krankengeldes auf 
die Kasse über. Übersteigt das Krankengeld die 
Rente, so kann die Kasse den überschießenden 
Betrag vom Versicherten nicht zurückfordern. 

(4) Wird dem Versicherten während des Be- 
zuges von Krankengeld Rente wegen Berufsun- 
fähigkeit oder Bergmannsrente nach § 45 Abs. 1 
Nr. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes von einem 
Träger der Rentenversicherung zugebilligt, so 
wird das Krankengeld um den Betrag der für 
den gleichen Zeitraum gewährten Rente gekürzt; 
insoweit geht bei rückwirkender Gewährung der 
Rente der Rentenanspruch auf die Kasse über. 

(5) Der Anspruch auf Krankengeld ruht, so- 
lange von einem Träger der Rentenversicherung 
Übergangsgeld gewährt wird. 

(6) Ist nach ärztlichem Gutachten der Ver- 
sicherte als erwerbsunfähig anzusehen oder sind 
die Voraussetzungen für den Bezug des Alters- 
ruhegeldes erfüllt, so kann die Kasse dem Ver- 
sicherten eine Frist von vier Wochen setzen, 
innerhalb deren er den Antrag auf Rente zu 
stellen hat. Stellt der Versicherte innerhalb der 
Frist den Antrag nicht, so entfällt der Anspruch 
auf Krankengeld nach Ablauf der Frist." 

4. In § 186 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„daneben" die Worte „vom Beginn der Kran- 
kenhauspflege an" eingefügt. 
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5. ’ In § 189 Abs. 1 Satz 2 wird der zweite Halbsatz 

gestrichen; der Strichpunkt wird durch einen 
Punkt ersetzt. 

6. § 191 wird gestrichen. 


Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

(1) Besteht bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Anspruch auf Zahlung des Zuschusses nach § 1 des 
Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle, so richten 
sich Berechnung und Zahlung des Zuschusses nach 
bisherigem Recht. Vom Inkrafttreten des Gesetzes 
an ist der Zuschuß in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Krankengeld aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder dem Rechnungsbetrag 
des Krankengeldes, der zu zahlen wäre, wenn keine 
Krankenhauspflege gewährt würde, oder den ent- 
sprechenden Leistungen aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und dem Nettoarbeitsentgelt zu 
gewähren. 


(2) Besteht bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Arbeitsunfähigkeit, so ist Krankengeld nach der 
bisherigen Bemessungsgrundlage (Grundlohn) und 
für Kalendertage weiterzuzahlen. 

(3) Zeiten des Bezuges von Krankenhauspflege 
und Krankengeld, die vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes liegen, werden, wenn es sich um dieselbe 
Krankheit handelt, auf die Bezugszeiten nach neuem 
Recht angerechnet. 


Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgendes Monats in Kraft. 


Bonn, den 10. Februar 1961 


Arndgen 

Horn 

Höcherl und Fraktion 
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